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Vorwort 

Die Diskussion über Inhalt und Verfassungsbeständigkeit  des Art . 19 
Abs. 4 GG ist durch zwei Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 
erneut entfacht worden, nämlich zum einen zur gerichtlichen Überprüf-
barkeit von Gnadenakten1 und zum anderen zur Verfassungsbeständig-
keit der Einschränkung des Art . 19 Abs. 4 GG in Form des Satzes 3 i. V. 
mi t Ar t . 10 Abs. 2 GG und den §§ 5 Abs. 4, 9 des Gesetzes zur Beschrän-
kung des Brief-,  Post- und Fernmeldegeheimnisses2'3. 

Anknüpfend an die grundsätzliche und zu Einzelaspekten geführte 
Diskussion zu Art . 19 Abs. 4 GG soll hier versucht werden, Ar t . 19 Abs. 4 
GG in seinem Inhalt, seiner Bedeutung und seiner Verfassungsbeständig-
keit, insbesondere aus der verfassungsrechtlichen  Perspektive des Rechts-
staats, darzustellen. 

Die letzten umfassenderen Arbeiten zu Art . 19 Abs. 4 GG, wie die von 
Klein4 , von Bettermann 5 und von Dürig e, liegen bereits längere Zeit zu-
rück, so daß es, ganz unabhängig von der Tagesaktualität, auch aus die-
sem Grunde gerechtfertigt  ist, diese bedeutende Verfassungsnorm erneut 
zu durchleuchten. Die Bedenken, die gegen die Bearbeitung einer solchen 
umfassenden Thematik bestehen müssen, sind hier erkannt worden. 
Gleichwohl erschien es erforderlich,  Art . 19 Abs. 4 GG als Ganzheit auf 
der verfassungsmäßigen Ebene, vor allem der des Rechtsstaats, zu be-
handeln, um dann mi t dem gewonnenen Ergebnis, Grundlinien für die 
Lösung von Einzelfragen zu erlangen. Dabei konnte nicht auf alle im 
Zusammenhang mi t Art . 19 Abs. 4 GG aufgetauchten Einzelprobleme 
erschöpfend eingegangen werden, ganz abgesehen davon, daß die Li te-
ratur dazu unüberschaubar geworden ist. Hier kam es vor allem darauf 
an, ein Gesamtverständnis zu Ar t . 19 Abs. 4 GG zu vermitteln, wozu 
letztlich auch die Behandlung umstrittener Einzelfragen erforderlich  war. 

Unberücksichtigt ist der Rechtsschutz gegen kirchliche Akte geblieben, 
da die dazu notwendig gewesene Behandlung des Verhältnisses zwischen 

1 Vgl. Beschluß vom 23. 4.1969, BVerfGE 25, 352 ff. 
2 Vgl. Ur te i l vom 15.12.1970, NJW 71, 275 ff. 
3 Vgl. BGBl. I (1968), S. 949. 
4 I n W D S t R L 8 (1950), 67 ff. 
5 I n „Grundrechte", S. 779 ff. 
6 I n Maunz-Dürig-Herzog,  Grundgesetz, A r t . 19 Abs. 4. 
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Staat und Kirche den Rahmen dieser Arbeit gesprengt hätte7. Außerdem 
konnte nur am Rande die Problematik des Verhältnisses von Rechts-
staat und Sozialstaat, das ebenfalls von Ar t . 19 Abs. 4 GG berührt wird, 
in die Untersuchungen mi t einbezogen werden8. 

Der historische Zusammenhang wurde bei den Einzelfragen insoweit 
hergestellt, als dies zur Erfassung der grundlegenden Rechtslage er-
forderlich  erschien. 

I m ersten Haupttei l der Arbeit werden Inhalt und Umfang des Rechts-
schutzes nach Ar t . 19 Abs. 4 GG im Zusammenhang zum grundgesetz-
lichen Rechtsstaat dargestellt und dabei, soweit erforderlich,  auf die gel-
tenden Prozeßordnungen, vor allem die Verwaltungsgerichtsordnung, 
Bezug genommen. I m zweiten Haupttei l w i rd dann die Verfassungs-
beständigkeit des Ar t . 19 Abs. 4 GG untersucht. 

Für wertvolle Anregungen und die Betreuung der Arbeit danke ich 
Herrn Professor  Dr. Kar l Doehring von der Universität Heidelberg. 

Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Broermann danke ich für die freundliche 
Aufnahme der Arbeit in sein Verlagsprogramm. 

Heidelberg im November 1972 
Horst  Bauer 

7 Vgl. dazu etwa: Hesse, Der Rechtsschutz durch staatliche Gerichte i m kirch-
lichen Bereich; Rupp, AÖR 85 (1960), 149ff.  (161 ff.);  Maunz-Dürig-Herzog, 
Grundgesetz, Ar t . 19 Abs. 4, R N 20; von Mangoldt-Klein,  Das Bonner Grund-
gesetz, Ar t . 19, Anm. V I I , 6 c, S. 578. A n neueren Entscheidungen sind zu nen-
nen: BVerfGE 18, 385 ff.;  BVerwGE 25, 226 ff.;  25, 364 ff.;  28, 345 ff.;  30, 326 ff. 

8 Vgl. dazu etwa: Bachof,  W D S t R L 12 (1954), 37 ff.;  Forsthoff,  W D S t R L 
12 (1954), 8 ff.;  Gerber, AÖR 81 (1956), 1 ff.;  Werner,  AÖR 81 (1956), 84 ff.  Vgl. 
neuerdings E.  W. Böckenförde,  Festschrift  fü r Adol f Arndt , S. 53 ff.,  der w ie-
der dem formellen Element des Rechtsstaats größeres Gewicht beimessen w i l l . 
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Einleitung 

A r t . 19 Abs. 4 G G ha t v o r a l l em i n der ersten Ze i t nach I n k r a f t t r e t e n 
des Grundgesetzes e in starkes u n d unterschiedl iches Echo gefunden. D ie 
Ska la der Äußerungen reichte v o n betonter A b l e h n u n g über zurück-
ha l tende Skepsis bis zur übermäß ig f reund l ichen A u f n a h m e 1 . Nach der 
Ze i t des Nat ionalsozia l ismus, i n der e in we i tgehender S t i l l s tand der ge-
r ich t l i chen K o n t r o l l e hohei t l i cher A k t e herrschte 2 , konn te e rwa r te t w e r -
den, daß eine neue deutsche Ver fassungsordnung e inen e f fek t i ven  Rechts-
schutz gegen rechtswidr ige staat l iche A k t e mi te inbez iehen wü rde . 
A r t . 19 Abs. 4 G G ste l l te zwa r e inen gewissen „Schlußste in i m Gewölbe 
des Rechtsstaats"3 dar, d ie N o r m is t jedoch i n I n h a l t u n d Rang e in v e r -
fassungsrechtl iches N o v u m , w o b e i entsprechende Vorschr i f ten  der V e r -
fassungen der Lände r n u r i n der ze i t l ichen Para l le le gesehen w e r d e n 
können 4 . 

1 Beispielsweise äußerten sich negativ: Jahrreiß,  Recht — Staat — Wi r t -
schaft, Band 2 (1950), S. 203/213: „Rechtswegestaat"; Draht,  W D S t R L 8 (1950), 
152 ff.;  W.  Weber,  Spannungen und Kräf te i m westdeutschen Verfassungs-
system, 1970, S. 29, 30: „ . . . unerhörte Ausbreitung justizstaatlicher Elemente i m 
Verfassungsgefüge  . . . " , „ . . . Gefahr der Juridif izierung  der Pol i t ik und der Po-
l i t is ierung der Just iz"; S. 32: „ . . . vo l lende t justizstaatliches Idealsystem des 
Bonner Grundgesetzes. Vgl. auch i n W D S t R L 14 (1956), 189 und in DÖV 51, 
509 ff.  (510); Forsthoff,  Festschrift  für Carl Schmitt, S. 39 und in DÖV 59, 41 (43). 
Skeptisch: H. Schneider,  Gerichtsfreie  Hoheitsakte, S. 31. Posit iv: XJle,  10. Bei-
heft zur DRZ, 1949, S. 19: „ . . . einer der bedeutendsten Fortschritte, die das 
Grundgesetz gegenüber der Weimarer Verfassung auszeichnet . . . " , und i n 
„Bonner GG und Verwaltungsgerichtsbarkeit", S. 35 ff.  W. Jellinek,  W D S t R L 8 
(1950), 3: „Königl icher A r t i ke l " ; Friesenhahn,  Recht — Staat — Wirtschaft, 
Bd. 2 (1950), S. 239 ff.  (269). Scheuner,  Recht — Staat — Wirtschaft,  Bd. 3 (1951), 
S. 126 ff.  (1953); Thoma,  Recht — Staat — Wirtschaft,  Bd. 3 (1951), S. 9: „Schluß-
stein i m Gewölbe des Rechtsstaats"; Ebers,  Festschrift  fü r Wi lhe lm Laforet, 
S. 271; Wernicke,  BK , Ar t . 19, Anm. I I , 4. 

2 Vgl. § 7 des Preußischen Gesetzes über die Geheime Staatspolizei (Preußi-
sche Gesetzessammlung, Jg. 1936, S. 21 - 28) vom 10. 2. 1936, wonach staats-
polizeiliche Verfügungen der Nachprüfung durch Verwaltungsgerichte ent-
zogen wurden; sowie die „Verordnung des Führers und Reichskanzlers zur 
Vereinfachung der Verwal tung (erlassen von dem Generalbevollmächtigten 
für die Reichsverwaltung und die Wirtschaft)  vom 6.11. 1939 (RGBl. I , S. 2168), 
wodurch die verwaltungsgerichtliche Klage durch die Möglichkeit der Be-
schwerde ersetzt und somit die Verwaltungsgerichte förmlich aufgehoben 
wurden. 

3 So Thoma,  Recht — Staat — Wirtschaft,  Bd. 3 (1951), S. 9. 
4 A ls vergleichbare landesrechtliche Vorschriften  sind zu nennen: A r t . 67 

Ba-Wü; Ar t . 61 Ha; Ar t . 2 Abs. 3 He; Ar t . 41 Abs. 1 NS, Ar t . 20 Schl.-Holst; 
Ar t . 141 Br ; Ar t . 71 Abs. 2 Ber i ; A r t . 74 Abs. 1 NW; Ar t . 124 Abs. 1 Rhld-Pf ; 
Ar t . 120 der bay. Verf.  garantiert den Verfassungsgerichtsschutz.  Z u den 
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Art . 19 Abs. 4 GG ist innerhalb des Rechtsstaats des Grundgesetzes 
jedoch nicht nur aus der Sicht der Reaktion auf die nationalsozialistische 
„absolute Rechtslosigkeit"5 zu verstehen, sondern diese Vorschrift  ist 
eben auch als notwendiges und folgerichtiges Teilgebilde eines weiter-
entwickelten Rechtsstaats zu begreifen. 

Würde man Inhalt und Bedeutung des Ar t . 19 Abs. 4 GG nur unter 
dem Blickwinkel der Reaktion auf den vorausgegangenen Unrechtsstaat 
und somit als situationsgebundenes Anliegen des grundgesetzlichen Ver-
fassungsgebers verstehen, so bestünde die Gefahr,  i n dieser Vorschrift 
einen zeitgebundenen allzu opportunistischen Inhalt hineinprojezieren 
zu müssen6, ohne sich über die langfristigen Auswirkungen auf das Ver-
hältnis zwischen Bürger und Staat Klarheit verschafft  zu haben7. Die 
Redensart von einem „lückenlosen" und „effektiven  Rechtsschutz" des 
Bürgers 8 charakterisiert den rechtsstaatlichen Überschwang, mi t dem 
auch heute noch Art . 19 Abs. 4 GG als Ganzes gedeutet wird, um aber 
dann in Einzelfragen von diesem keine Einschränkungen vertragenden 
Postulat abzuweichen und im Wege der Reduktion der Norm eine fast 
pragmatisch zu nennende Handhabung derselben zu praktizieren 9. 

Ar t . 19 Abs. 4 GG stellt sich nach heute einhelliger Ansicht, wenn auch 
mi t Akzentunterschieden, i n zwei Problemkreisen dar. Zum einen ist es 
das Verhältnis des Individuums zum Staat und zum anderen ist es die 
Bedeutung des Ar t . 19 Abs. 4 GG in der grundgesetzlichen Gewalten-
teilung und damit i n der objektiven Rechtskontrolle durch die Rechts-
sprechung. Schutz des Einzelnen und objektive Kontrolle durch die 
Gerichte, dies sind die beiden Pfeiler,  um die sich weitere Problemkreise 
legen, die letztlich das Spannungsverhältnis zwischen Individual- und 
Gemeinschaftsinteresse ausmachen10. Dieses genannte Spannungsverhält-
nis innerhalb des Ar t . 19 Abs. 4 soll unter Berücksichtigung der Gesamt-

Unterschieden der Ar t . 6 Abs. 1, 13 der europäischen Menschenrechtskonven-
t ion (MRK) vgl. Bettermann,  Grundrechte, S. 829. 

5 So W. Jellinek,  Verwaltungsrecht, Nachtrag 1950, S. 1. 
• Vgl. Werner,  Das Problem des Richterstaats, S. 5: „ . . . als ob die Gerichte 

ein Stück Widerstand aus der Zeit der D ik ta tur nachholen . . . " , „ . . . daß weder 
der Richterstand als Ganzes noch die Richter einzelner Gerichtssparten der 
Nabel der W e l t . . . " sind. 

7 Vgl . Rumpf,  W D S t R L 14 (1956), 136: „Vom Pendelschlag der Geschichte 
oder von der Dia lekt ik des gesellschaftlichen Lebens . . . , die im ideologischen 
Rückschlag gegen den totalen Machtstaat den Versuch des totalen Rechtsstaats, 
als An twor t auf die trügerische Verabsolutierung des Ganzen die Erhebung des 
Einzelnen hervorrief."  Vgl. auch Czermak,  NJW 61,1905 und Fellner,  DVB1. 63, 
482. 

« So u. a. BVerfGE 8, 274 ff.  (326); 13,153 ff.  (161). 
9 Vgl. i m einzelnen die Nachweise i m folgenden. 
1 0 Die liberale Antithese Ind iv iduum — Staat besteht i m GG nicht mehr i n 

vol ler Schärfe. VgL etwa Präambel des GG, Ar t . 1, 2, 6, 9 Abs. 3 und 28 
Abs. 2 GG. 



Einlei tung 

Verfassung,  vor allem des Rechtsstaatsgedankens, einer Lösung zugeführt 
werden. 

Das Gewicht der Rechtssprechung, insbesondere im Verhältnis zur 
Exekutive, ist vorrangiges Streitobjekt innerhalb des Ar t . 19 Abs. 4 GG 
gewesen und ist es heute wieder11. Die Problematik der gerichtsfreien 
Hoheitsakte, des besonderen Gewaltverhältnisses, des Verwaltungser-
messens und des Beurteilungsspielraums bei unbestimmten Rechtsbegrif-
fen bilden auch heute reichhaltigen Diskussionsstoff.  I n Verbindung dazu 
steht das allgemeine Problem des gerichtlich schutzwerten materiellen 
Rechts, und damit der umfassende Komplex des subjektiven öffentlichen 
Rechts12. 

Wo ist also die Grenze des sogenannten „lückenlosen, effektiven  Rechts-
schutzes" zu ziehen? Kann dieser tatsächlich durch den Grundsatz der 
Gewaltenteilung, soweit er i n das Grundgesetz Eingang gefunden hat, 
sowie durch die sonstigen Bestandteile des Rechtsstaats, wie die Rechts-
sicherheit oder gar das sogenannte „öffentliche  Interesse" beschränkt 
werden? Bedeutet es, Ar t . 19 Abs. 4 GG rechtsstaatlich extensiv zu inter-
pretieren, wirkl ich, diesen nur extensiv in Richtung des Individualinter-
esses auszulegen, oder aber gibt es auch rechtsstaatlich immanente 
Schranken des Art . 19 Abs. 4 GG13? 

Auf diese Fragen soll im folgenden eine Antwort gefunden werden, 
wobei nochmals betont wird, daß das Hauptanliegen dieser Arbeit i n der 
Einordnung des Art . 19 Abs. 4 GG in den größeren verfassungsrechtlichen 
Zusammenhang besteht und erst in zweiter Linie die Gewinnung von 
Einzelerfordernissen  für das gegenwärtige Verwaltungsprozeßrecht an-
gestrebt wird. 

1 1 Vgl. etwa neuerdings Ossenbühl,  DÖV 68, 618 ff.  (626 f.), der der Verwal -
tung i n gewissen Bereichen ein Letztentscheidungsrecht gegenüber den Ge-
richten zuspricht. Vgl. auch Forsthoff,  W D S t R L 24 (1965), 187 f. 

1 2 Damit hat sich neuerdings v. a. Henke  („Das subjektive öffentliche  Recht") 
beschäftigt. 

1 3 Wenn Becker,  W D S t R L 14 (1956), 96 ff.  (100), davon spricht, daß „den 
Gerichten die Garantie des Rechtsstaats anvertraut ist", so fängt hierbei das 
Problem erst an. 

2 Bauer 


